
Suchergebnisse: Innenministerium

21. November 1806 – Montgelas übernimmt zusätzlich das Innenministerium

München * Maximilian Joseph Freiherr von Montgelas übernimmt zusätzlich das

Innenministerium. Er wird das Amt bis 1817 ausüben. Das Ministerium der Finanzen, das

Montgelas seit 1803 ausübt, geht an Johann Wilhelm Freiherr von Hompesch über. 

9. Dezember 1809 – Montgelas übernimmt zum zweiten Mal die Funktion des Finanzministers

München-Kreuzviertel * Nach dem Tod des Baierischen Ministers der Finanzen, Johann Wilhelm

von Hompesch, übernimmt Maximilian Joseph Graf von Montgelas zum zweiten Mal die Funktion

des Finanzministers. Damit konzentrieren sich die drei wichtigen Ministerien Außenministerium,

Innenministerium und Finanzministerium in einer Person.    Montgelas hat im Verlauf seiner

Tätigkeit in Bayern sehr viel Macht, Entscheidungsgewalt und Einfluss auf seine Person

konzentriert. Er ist nicht nur mächtig, sondern sogar allmächtig. Ein Zustand, den er übrigens im

Ansbacher Mémoire massiv kritisiert hat. Dies führt im Krankheitsfall des Ministers allerdings zum

nahezu völligen Erliegen der Regierungstätigkeit. 

2. Februar 1817 – Graf Maximilian Joseph von Montgelas erhält seine Entlassungsurkunde

München-Kreuzviertel * Mit den Worten: „Sonntag um elf Uhr werde ich mich bei Ihnen einfinden;

adieu mon cher Montgelas. Ich hoffe, Sie in besserer Gesundheit anzutreffen, als ich Sie

verlassen habe“, hat der baierische Herrscher sein Kommen für den 2. Februar 1817

angekündigt. Doch statt dem&nbsp;König&nbsp;fährt ein Bote mit der

Entlassungsurkunde&nbsp;in der Tasche in das Palais am Promenadeplatz.&nbsp;    Der

abgesetzte Minister erhält nicht einmal die Gelegenheit, sich zu den Vorwürfen zu

äußern.&nbsp;Das Kündigungsschreiben&nbsp;ist so formuliert, als hätte der Graf selbst aus

gesundheitlichen Gründen gebeten, „ihn der ganzen Last der ihm bisher anvertrauten

Staatsämter zu entheben“. Graf Maximilan Joseph von Montgelas schweigt nach der

Überreichung des Schreibens erst einmal eine Viertelstunde und äußert sich dann nur über die -

aus seiner Sicht - viel zu niedrige Höhe der Pension.&nbsp;30.000 Gulden erhält der Neurentner,

statt der 36.000 Gulden, die er als aktiver Minister erhalten hat.    Das ist also der Dank des

Hauses Wittelsbach&nbsp;für den Mann, der ihnen in jahrzehntelanger Arbeit das Land
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vergrößerte, einen modernen Staat geschaffen und die Königskrone errungen hatte. Doch für

Kronprinz Ludwig ist der Minister, der Baiern geformt, reformiert und modernisiert hat, einfach zu

„unteutsch“.    In dieser Zeit kursieren zudem Schmähschriften, in denen Montgelas unterstellt

wird, er sei nur ein „halber Baier“ und gehöre der alles unterjochenden französischen Nation an.

Als Ernestine von Montgelas nach der Entlassung ihres Mannes als Minister die Gruppierung der

Verschwörer an der Hoftafel&nbsp;beschimpft, erhält sie lebenslanges Hofverbot.    Kein Wunder,

dass der ansonsten denkmalgeile König Ludwig I. dem Architekten des modernen Baiern kein

Bronzestandbild setzen lässt, wohl aber seinem Mitverschwörer Fürst Carl Philipp von

Wrede.&nbsp;Danach bewirkt eine deutsch-national gestimmte bayerische

Geschichtsschreibung, dass Montgelas bei den Bayern in keinem guten Andenken bleibt.    Nach

der Entlassung des Grafen Maximilian Joseph von Montgelas werden die Ministerien neu

aufgeteilt.&nbsp;Das Portefeuille des Äußeren&nbsp;erhält Alois Graf von Rechberg, das des

Inneren&nbsp;Friedrich Graf von Thürheim und das der Finanzen&nbsp;Maximilian Freiherr von

Lerchenfeld.

23. Oktober 1823 – Die Franziskaner erhalten das Kloster im Lehel

München-Lehel * Noch bevor die Zentralklöster völlig aussterben, verhilft König Ludwig I. der

bayerischen Franziskanerprovinz zum heiligen Antonius von Padua zu neuem Leben. Im

Einvernehmen mit Erzbischof Anselm von Gebsattel erhalten die Franziskaner in München die

Pfarr- und ehemalige Hieronymitenkloster-Kirche Sankt Anna im Lehel als neuen Sitz.  Über die

massiven Bedenken, ob man die Bettelmönche überhaupt wieder in München ansiedeln soll,

setzt sich der klösterrestaurierende Bayernherrscher - sehr zur Freude seiner konservativ

eingestellten Untertanen - einfach hinweg. Als Begründung für seine Entscheidung zugunsten der

Franziskaner gibt er an: „Eingedenk, daß Mitglieder dieses Hauses Unsern erhabenen Vorfahren

Kaiser Ludwig den Bayern zu einer Zeit vertheidigt haben, in welcher dieses mit größter Gefahr

verbunden war.“  Kurz und bündig gibt er an das Ministerium des Innern die Weisung: „Am

Allerheiligentage sollen die Franciscaner von Ingolstadt in ihrem hiesigen Kloster eintreffen,

daselbst Hochamt halten.“

19. April 1832 – Erste vorsorgliche Hinweise über die Cholera

München * Das Bayerische Innenministerium&nbsp;befasst sich mit der Cholera&nbsp;und gibt

erste vorsorgliche Hinweise an die Bevölkerung.
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25. August 1832 – Umbenennung des Haidhauser Ridlerschlößls in Schloss Haidenau

Haidhausen * Das Innenministerium genehmigt die Umbenennung des Haidhauser

Ridlerschlößls in Schloss Haidenau.

März 1836 – Die Cholera grassiert erstmals in Süddeutschland

Süddeutschland * Die Cholera grassiert erstmals in Süddeutschland. Das Bürgertum fühlt sich

zunehmend von den armen Bevölkerungsschichten bedroht, weshalb das Bayerische

Staatsministerium des Innern“eine Verordnung erlässt.    In dieser wird die Notwendigkeit der

Unterstützung der Armen angesichts der herrschenden Epidemie eingefordert, da sie „zum

Schutze der Gesamtheit nicht minder als zum Schirme der Dürftigen selbst“ notwendig sei, „da

die in den Hütten sich steigernde Krankheit auch auf alle übrigen Klassen und den

Gesundheits-Zustand ganzer Orte nicht ohne Rückwirkung bleibt“.

3. März 1848 – Die Münchner erstellen einen Forderungskatalog an den König

München * In einem Forderungskatalog verlangen die Münchner Untertanen vom König:         Die

Verabschiedung eines Gesetzes über Ministerverantwortlichkeit.     Die Einführung voller

Pressefreiheit und eines Pressegesetzes.   Die Einführung öffentlicher Gerichtsverfahren.   Die

Unterstützung des Wunsches nach Schaffung einer Volksvertretung für den Frankfurter

Bundestag.   Die Vereidigung des Militärs auf die Verfassung.   Die Verabschiedung eines neuen

Polizeigesetzes.   Die Verabschiedung eines neuen Wahlgesetzes.   Die Entlassung des

Verwesers des Innenministeriums Berks.        Die Resolution liegt im Rathaus auf und „innerhalb

von nur vier Stunden sollen bereits mehr als 10.000, bald gar 20.000 Unterschriften gesammelt

worden sein“. Der Magistrat und zwei aus dem Bürgerstand ausgewählte Vertrauensmänner

überreichen die Resolution.      Noch am Abend verkündet der Leitende Minister Ludwig Fürst zu

Oettingen-Wallerstein, dass die Stände zur Prüfung der Resolution vorzeitig einberufen werden

sollen. Als Termin wird der 31. Mai festgesetzt. König Ludwig I. kann und will die Forderungen der

Bürger nicht akzeptieren, verspricht aber die Entlassung Berks. Außerdem soll die nächste

Stände-Versammlung auf den 31. Mai 1848 vorverlegt werden.      Als die Münchner diese

Forderungen aufstellen, hat Lola Montez das Königreich Bayern bereits seit drei Wochen in

Richtung Schweiz verlassen. Es geht nicht mehr um die Affäre mit der Spanischen Tänzerin, es

geht nur noch um das autokratische und neoabsolutistische Herrschaftssystem König Ludwigs I.,

das nicht mehr länger aufrechtzuerhalten ist. 
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17. Mai 1854 – Die Eingemeindung von Au, Haidhausen und Giesing ist genehmigt

Vorstadt Au - Giesing - Haidhausen * Fünf Jahre dauern die Überlegungen des Kgl. Bay.

Staatsministeriums des Inneren, bis die 25 Paragraphen zur Eingemeindung ausgearbeitet sind.

Nun ist die Vereinigung Münchens mit der Au, Haidhausen und Giesing genehmigt.    „Seine

Majestät der König haben die nachgesuchte Vereinigung der Gemeinde Au, Giesing und

Haidhausen mit der Reichshaupt- und Residenzstadt München in Eine Gemeinde unter Erhebung

jener drei Gemeinden zu Vorstädten von München [...] allergnädigst zu genehmigen geruht.“

2. August 1854 – Ein Komitee kämpft gegen die epidemische Brechruhr

München * Das Bayerische Innenministerium beruft ein Komitee zur Beschließung von

Maßnahmen gegen die epidemische Brechruhr, das sich bis Mitte Oktober wöchentlich zwei Mal

treffen wird.  Beim ersten Zusammentreffen muss man seit dem 29. Juli weitere 22

Brechdurchfall-Erkrankungen zur Kenntnis nehmen, von denen zwölf mit dem Tod

endeten. Aufgrund der Arztberichte bestätigt sich das Vorhandensein der Cholera.  Eine

vorsichtige Information der Bevölkerung in der halbamtlichen Neuen Münchner Zeitung wird

beauftragt. Mit den Warnungen vor bestimmten Lebensmitteln hofft das Komitee auf keine

weitere Verbreitung der Krankheit.

1856 – Die Schweiger-Theater als lästige Konkurrenz des Hoftheaters

München-Au - München-Isarvorstadt * Wegen des großen Erfolgs der Schweiger-Theater bei

allen Bevölkerungsgruppen bittet Hoftheaterintendant Franz Dinglstedt das Innenministerium, das

Interesse seines Hoftheaters gegen die lästige Konkurrenz aus der Vorstadt zu schützen. So

kommt es zum Aufführungsverbot klassischer Dramen.

4. März 1861 – Die Ramersdorfer Lüften sollen mit Haidhausen vereinigt werden

München-Haidhausen - Ramersdorf * Mit einer Entschließung des Staatsministerium des

Inneren und des Justizministeriums soll das Gebiet Auf der Ramersdorfer Lüften und jenes am

Kuisl künftig       von der Gemeinde Ramersdorf abgetrennt,   mit der Vorstadt

Haidhausen vereinigt und   in den Münchner Burgfrieden aufgenommen werden. 

10. Oktober 1863 – Eisenbahnstrecke über Mühldorf nach Österreich genehmigt

Münchner Zeitensprünge Seite 4/15



München-Kreuzviertel * Der Bayerische Landtag genehmigt die für die Stadtviertel des Münchner

Ostens so wichtig werdende Eisenbahnstrecke über Mühldorf zur österreichischen

Landesgrenze. Zeitgleich bewilligt er 15,4 Millionen Gulden für den Bau der Linie. Die genaue

Streckenführung ist zu diesem Zeitpunkt allerdings an mindestens zwei Stellen noch offen.      

Einmal, weil auf österreichischer Seite die rund fünfzig Kilometer lange Teilstrecke von der

Grenze in Richtung Linz nicht von der Eisenbahnverwaltung, sondern von einem privaten

Konsortium aus Großgrundbesitzern, Unternehmern und Bankiers finanziert wird und   sich als

Alternativen der Grenzübergang bei Braunau oder das vierzig Kilometer innabwärts gelegene

Schärding anbieten.   Von einem dieser Grenzübergänge soll die Eisenbahn das

oberösterreichische Neumarkt und darüber hinaus Linz erreichen.    Die zweite ungeklärte

Streckenführung war gleich am Beginn der Bahnlinie.       Die Generaldirektion der Kgl.

Bayerischen Staatseisenbahnen - als zuständige Planungsbehörde - will jedenfalls die Strecke

unmittelbar nach der Großhesseloher Brücke - der seit dem Jahr 1858 bestehenden

Hauptverkehrsstrecke München - Holzkirchen - Rosenheim - Salzburg - abzweigen lassen. In

einem weiten Bogen soll die Bahntrasse dann durch den Perlacher Forst, weiter über das

Obergiesinger Feld, südlich an Haidhausen vorbeiführend das Stadtgebiet in östlicher Richtung

verlassen. So jedenfalls sieht die grobe Planung lange Zeit aus.     Nun ist aber in Obergiesing,

östlich der Tegernseer Landstraße, ein großes Neubaugebiet geplant. Und um zu verhindern,

dass die Bahnverwaltung baureife oder möglicherweise schon bebaute Grundstücke teuer

erwerben muss, verweigert das Ministerium des Inneren, das bei allen Bauvorhaben in der

Haupt- und Residenzstadt ein Planungs- und Einspruchsrecht besitzt, ihre Zustimmung zum

Wohnungsbau so lange, bis eine detaillierte Bahnplanung vorliegt. Erst danach will das

Innenministerium den künftigen Baulinien zustimmen. 

Oktober 1865 – Die Streckenerschließung soll nicht länger verzögert werden

München - München-Obergiesing * Nachdem noch immer keine endgültige Bahntrassenführung

durch Obergiesing feststeht, teilt das „Innenministerium“ dem für den Eisenbahnbau zuständigen

„Handelsministerium“ mit, dass sich die Erschließung und Bebauung des „Neubaugebiets“ nicht

länger verzögern lässt. 

Mai 1867 – Eichthal unterbreitet dem Innenministerium ein lukratives Angebot

München-Haidhausen * Carl von Eichthal unterbreitet dem Innenministerium ein lukratives

Angebot:         Wenn die Braunauer Eisenbahnlinie am Kuisl vorbei geführt wird, tritt die

Interessengemeinschaft - „der guten Sache halber und im Interesse der Vorstadt Haidhausen und
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zum allgemeinen besten“ - dem Staat schenkungsweise einen Tagwerk Grund ab.   Gleichzeitig

bietet er an, die zusätzlich für die Anlage des Bahnhofs und der Bahnstrecke benötigten Flächen

zu einem Preis von lediglich 2.000 Gulden pro Tagwerk zur Verfügung zu stellen.      Natürlich

liegt dem Konsortium an der Wertsteigerung ihrer noch unerschlossenen Grundstücke. Das

vorgelegte Angebot liegt zwar weit unter dem Verkehrswert, doch durch die geänderte

Streckenführung würde sich das Entgegenkommen durch die in die Höhe schnellenden

Baulandpreise schnellstens wieder ausbezahlen. 

9. Juli 1871 – Bürgermeister Alois von Erhardt stellt das Franzosenviertel-Konzept vor

München-Haidhausen * Das Einverständnisschreiben des Innenministeriums für die

„Straßenzüge zum Braunauer Bahnhof in der Vorstadt Haidhausen“ enthält gegenüber der

Ursprungsplanung nur geringfügige Änderungen. Daraufhin kann Bürgermeister Alois von Erhardt

noch im gleichen Monat das Konzept der Öffentlichkeit vorstellen.  Das Franzosenviertel ist von

dem Münchner Stadtbaurat Arnold Zenetti streng geometrisch als Dreistrahlanlage geplant

worden. Das Konzept umschließt das künftige Straßennetz zwischen dem Bahngelände, der

Stein-, Rosenheimer-, Wolfgang- und der Äußeren-Wiener-Straße und sieht den Ostbahnhof und

das ihn umgebende Rondell des Orleansplatzes als Mittelpunkt des Viertels vor. „Diese

Zentrierung auf den Ostbahnhof nimmt sich wie die Persiflage eines residenzstädtischen

Grundrisses aus, im dem - dem Arbeiterviertel entsprechend - der Platz des Herrscherhauses von

dem Pendlerbahnhof eingenommen wird“.   Damit die neue Wohnsiedlung an die Vorstadt

Haidhausen und an das Gasteig-Gelände angebunden werden kann, sind in Zenettis

Planungskonzepten Straßendurchbrüche von der Wörth- zur Preysingstraße und Verbreiterungen

der Rosenheimer-, Stein- und Milchstraße vorgesehen. Im Gegensatz zu der am Beginn des 19.

Jahrhunderts angelegten Maxvorstadt und zu dem ab dem Jahr 1860 erbauten

Gärtnerplatz-Viertel haben die Straßen und Plätze des Franzosenviertels erstmals

unterschiedliche Breiten. Dafür sind - neben verkehrstechnischen - vor allem ästhetische

Gesichtspunkte ausschlaggebend.  Vom 530 Fuß messenden, halbkreisförmigen Orleansplatz

ausgehend, bildet die 100 Fuß breite Wörthstraße die Mittelachse der symmetrischen

Dreistrahlanlage. Ihre Aufweitung - der früher als Forum bezeichnete heutige Bordeauxplatz -

bildet den prunkvollen Mittelpunkt innerhalb des Franzosenviertels. An seiner Stelle beträgt die

Straßenbreite 200 Fuß. Ein ebenfalls 100 Fuß breites Straßenprofil verzeichnen die

Rosenheimer- und die Orleansstraße. Die Weißenburger- und die Belfortstraße verlassen das

Rondell am Orleansplatz als Diagonalachsen. Diese Verkehrswege messen, ebenso wie die sie

kreuzende Pariser- und Breisacher Straße 60 Fuß in der Breite. Die restlichen Straßen haben

eine Breite von 50 Fuß.  An den beiden diagonal verlaufenden Straßenzügen sind Platzanlagen
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geplant. So folgt an der Weißenburger Straße dem 220 Fuß messenden, rechteckigen Pariser

Platz der im Durchmesser 300 Fuß umfassende, kreisrunde Weißenburger Platz. Spiegelbildlich

zum Pariser Platz soll an der Belfortstraße ebenfalls eine quadratische Platzanlage, der

Straßburger Platz, angelegt werden. Die Planung, die mit ihrer symmetrischen Straßenführung an

eine barocke Bauweise erinnert, kann aber nur dort verwirklicht werden, wo sich der Grund in der

Hand eines Besitzers befindet.  Im Gegensatz zu dem Baugebiet das sich überwiegend im Besitz

Carl von Eichthals befindet und das etwa bis zur Wörthstraße reicht, scheitert nördlich davon der

weitere Ausbau am Kloster der Frauen zum guten Hirten, das das Gelände des ehemaligen

Preysing-Schlosses seit 1840 besitzt. Die Klosterverwaltung lehnt jeden Verkauf der notwendigen

Grundstücke zur Fertigstellung des Franzosenviertels ab und tritt nicht einmal einen

Quadratmeter Grund für die Straßenanlagen ab.  Ein Opfer dieser unnachgiebigen Haltung wird

der Straßburger Platz den der Königlich-bayerische Major a.D., Karl Graf von Rambaldi, im Jahr

1894 in seiner Zusammenstellung der Münchner Straßennamen wie folgt

beschreibt: „Straßburgerplatz. Liegt in Haidhausen zwischen der Elsaß-, Pariser- und

Belfortstraße, nördlich vom Ostbahnhofe“. Doch ohne ein Entgegenkommen der Klosternonnen

kamen die weiteren Planungsarbeiten für dieses Gebiet ins Stocken. Dies auch,    weil einerseits

keine aussichtsreichen Enteignungsmöglichkeiten bestehen,  andererseits, weil sich in den Zeiten

der geometrischen Stadtplanung kein Verantwortlicher zu einer Planänderung entschließen kann.

   Erst mit dem Amtsantritt Theodor Fischers, dem Vorstand des Münchner

Stadterweiterungsbüros, werden die Planungen wieder aufgenommen. 

8. März 1887 – Kostümierungserlaubnisse sollen auf Singspielhallen begrenzt werden

München * Das Bayerische Innenministerium stellt einen Antrag an Prinzregent Luitpold,

Kostümierungserlaubnisse alleine auf Singspielhallen zu beschränken, da diese leichter zu

überwachen sind, als andere Etablissements.

10. August 1914 – Die Versorgung der Bevölkerung mit Fleisch während der Kriegszeit

München * Im Bayerischen Innenministerium wird die Versorgung der Bevölkerung mit Fleisch

während der Kriegszeit besprochen. Da aus allen Regierungsbezirken eine gute bis sehr gute

Heuernte gemeldet wird und sowohl die Kartoffel- wie die Getreideernte zufriedenstellend ausfiel,

sehen die Viehzüchter keinen Grund zur Sorge. Nur der Verbrauch von Kalbfleisch sollte

eingeschränkt werden. Außerdem sollte die Haltung von Kaninchen gefördert werden, weil diese

„innerhalb kurzer Zeit ein großes Quantum von Fleisch für den Haushalt liefern“.      Als Bilanz der

Besprechung wird festgestellt, dass Bayern hinsichtlich der Fleischversorgung vollkommen sicher
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sei, selbst wenn sich der Krieg länger hinziehen sollte. Solche Besprechungen machen deutlich,

dass man sich über Fragen der Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln und anderer

lebenswichtiger Gebrauchsgüter keine Gedanken machte.    Niemand rechnete ernsthaft mit

einem längeren Krieg. 

10. Oktober 1914 – Weißbrotverbot in Gaststätten

München * Das Bayerische Innenministerium verbietet wegen der Nahrungsmittelknappheit die

Abgabe von Weißbrot in Gaststätten.

27. Januar 1918 – Das Innenministerium erfährt von den vorbereiteten Streiks

München-Kreuzviertel * In der Nacht trifft beim bayerischen Innenministerium die Nachricht ein,

dass am darauffolgenden Tag       ein dreitägiger Generalstreik beginnen und   der Streik

innerhalb von drei Tagen in ganz Deutschland zum Durchbruch kommen soll.   Kuriere reisen von

Berlin mit der Eisenbahn in alle größeren Städte des Deutschen Reichs, um Flugblätter zu

verteilen und mündliche Nachrichten zu überbringen.   Vertrauensleute sollen in

Kriegswirtschaftsbetrieben, insbesondere in Munitionsfabriken zur Arbeitsniederlegung

auffordern.     Demonstrationszüge mit Ansprachen sind geplant.      In einer kurzfristig

anberaumten Besprechung wird vereinbart, dass       keine Gewalt gegen Arbeitseinstellungen

angewandt werden soll,   die Polizei soll Menschenansammlungen lediglich zerstreuen,   bei

„Zusammenstößen mit streikenden Arbeitern [muss] nach dreimaliger Aufforderung,

auseinanderzugehen, scharf geschossen werden“. 

2. Mai 1918 – Die Münchner USP als Sammelbecken der Revolutionäre

München * Das bayerische Innenministerium schreibt an die Kgl. Regierungen:    Die Münchner

USPD bildet „das Sammelbecken für alle revolutionär gesinnten Kreise“. 

30. Juli 1918 – SPD und Gewerkschaften wollen kein Regierungslob

München * Der SPD-Abgeordnete Erhard Auer bittet das Innenministerium, „von der Verleihung

von Anerkennungsurkunden für Kriegsarbeit an die sozialdemokratische Presse und

Gewerkschaften abzusehen“. 
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7. August 1918 – Eine Frauendelegation im Innenministerium

München * Eine Frauendelegation erscheint im Innenministerium. Am Nachmittag demonstrieren

sie vor dem Rathaus. Daraufhin beschließt das Innenministerium, die angekündigte Reduzierung

der Fleischration für München außer Kraft zu setzen.

6. November 1918 – Informationen, dass die USPD einen großen Schlag plant

München * Die Polizeidirektion informiert das Innenministerium, dass ihre

Überwachungsmaßnahmen „mit Sicherheit“ festgestellt haben, dass die Münchner USPD nach

der großen Friedenskundgebung am 7. November einen „großen Schlag plane“. Innenminister

Dr. Friedrich von Brettreich weist daraufhin die Polizeidirektion an, „jede zulässige Maßnahme zur

Unterbindung einer solchen Aktion vorzubereiten“. Gleichzeitig wird das Kriegsministerium

informiert.    Kriegsminister Philipp von Hellingrath versichert, dass in München genügend

zuverlässige Truppen sind, die eventuelle Unruhen unterdrücken werden. Den Schutz der Haupt-

und Residenzstadt sollen die in München stationierten Truppen übernehmen. Die Polizei wird mit

uniformierten Schutzleuten die Residenz, die Preußische Gesandtschaft und die Polizeigebäude

schützen. Die übrigen Polizisten sollen in Zivil die Stimmung in der Stadt erkunden. 

8. November 1918 – Die Polizei ist unzureichend und das Militär hat versagt

München * Zwischen Mitternacht und ein Uhr bittet Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich den

Führer der Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer, zu sich. Auer macht deutlich, dass er und

seine Partei die „gewaltsame Niederschlagung der Revolution“ und die „Festnahme der

Revolutionäre“ noch in der Umsturznacht dulden werden. Danach können sie nur mehr

versuchen - auf der Grundlage der neu geschaffenen Verhältnisse - an der Stabilisierung der

inneren Ordnung mitzuwirken.    Auf Auers Frage nach einer aus 500 Mann bestehenden

zuverlässigen Truppe, erwidert von Brettreich, dass ihm keine ausreichenden Machtmittel zur

Verfügung stehen, um den Umsturz niederzuwerfen. Die Polizei ist unzureichend und das Militär

hat gänzlich versagt. 

8. November 1918 – Für die Niederschlagung der Revolution ist es zu spät

München * Gegen Mittag ruft Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich die den

Ministerpräsidenten Otto von Dandl und den Kultusminister Dr. Eugen Ritter von Knilling sowie
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den bayerischen MSPD-Vorsitzenden Erhard Auer zu sich.    Bei der Besprechung setzt Auer die

Herren von den bevorstehenden Verhandlungen über die Bildung einer neuen Regierung für den

Freien Volksstaat Bayern, die vermutlich zum Ziele führen werden. Für die Niederschlagung der

Revolution durch die derzeitige Regierung ist es zu spät. 

8. November 1918 – Eine Provisorische Bayerische Regierung wird gebildet

München-Kreuzviertel * Um 15:38 Uhr tritt der Provisorische Nationalrat des Volksstaatse

Bayern zu seiner zweiten Sitzung zusammen, um eine Provisorische Bayerische Regierung zu

wählen.    Eisner schlägt folgende Zusammensetzung der Regierung vor:      Das Ministerium des

Äußeren und damit das Präsidium übernimmt Kurt Eisner selbst.    Vizepräsident und

Kultusminister wird der Mehrheitssozialdemokrat Johannes Hoffmann.    Ebenfalls MSPD sind der

Minister für militärische Angelegenheiten, Albert Roßhaupter,   und der Justizminister Johannes

Timm.    Das Innenministerium erhält der Vorsitzende der bayerischen

Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer.    Das Verkehrsministerium überträgt Eisner einem

bürgerlichen Fachmann: Heinrich von Frauendorfer.    Das Ministerium der Finanzen vertraut

Eisner dem Professor für Staatswissenschaften, Edgar Jaffé an, der den Unabhängigen nahe

steht.    Das neu geschaffene Ministerium für soziale Angelegenheiten leitet der Unabhängige

Sozialdemokrat Hans Unterleitner.      Die Benennung Erhard Auers zum Innenminister ruft neben

Beifall auch Unmutsäußerungen hervor. Bei der Abstimmung erhält Auer eine überwiegende

Mehrheit.  Eisner will mit Auers Ernennung seinen schärfsten Gegner unter Kontrolle

bringen. Daneben ist ihm bewusst, dass die MSPD die Nichtbesetzung des Innenministeriums mit

ihrem Vorsitzenden als Affront empfunden und sich möglicherweise mit der Bourgeoisie gegen

die Revolutionsregierung verbünden würde. Auer dagegen kann der MSPD dadurch den Einfluss

auf die kommenden Ereignisse sichern.    Das Landwirtschaftsministerium wollte Eisner

ursprünglich mit einem revolutionären Bauernbündler besetzen. Doch das kann Erhard Auer

verhindern. Es wird nicht gebildet, da der MSPD-ler darin eine Beschneidung seines

Ressorts sieht und er dem Eisner-nahen Bayerischen Bauernbund - BBB kein zusätzliches

Machtinstrument an die Hand geben will. 

14. November 1918 – Wie passen Beamtentum und Volksstaat zusammen ?

München - Freistaat Bayern * Der vom Ministerialrat im Staatsministerium des Innern, Dr. Franz

Xaver Schweyer, verfasste Leitartikel der Bayerischen Staatszeitung beschäftigt sich mit der

Frage „Beamtentum und Volksstaat“.    Dr. Schweyer schreibt: „Während der einfache

Straatsbürger seine Stellung zu der neuen Regierung sich einstweilen vorbehalten und die
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Entwicklung der Dinge abwarten kann, war der Beamte, vor allem der Staatsbeamte, in die bittere

Notwendigkeit versetzt, binnen weniger Stunden sich zu entscheiden, ob er der neuen Regierung

seine Arbeitskräfte zur Verfügung stellen und seine Amtsgeschäfte fortführen kann und darf oder

ob er, ohne Rücksicht auf weitgehende wirtschaftliche Folgen für sich und seine Familie seine

Tätigkeit einstellen soll.” 

15. November 1918 – Hugo Preuß soll die Verfassung der Republik erarbeiten

Berlin * Das Kabinett beruft den liberalen Staatsrechtler Hugo Reuß zum Staatssekretär des

Reichsamtes des Inneren. Reuß soll die neue Verfassung der Republik ausarbeiten. Ein Liberaler

und kein Sozialdemokrat wird diese wichtige zentrale Aufgabe anvertraut. 

18. November 1918 – Rudolf Buttmann lässt sich die Gründung einer Bürgerwehr genehmigen

München * Rudolf Buttmann, Bibliothekar im Bayerischen Landtag, lässt sich vom Referenten für

Sicherheitsfragen im Innenministerium, Major Paul von Jahreiß, die Gründung einer Bürgerwehr

genehmigen. Zur Beschaffung der Waffen wird Buttmann an das Ministerium für militärische

Angelegenheiten verwiesen. 

3. Februar 1919 – Die wöchentliche Fleischration wird auf 300 Gramm erhöht

München * Die wöchentliche Fleischration wird bayernweit auf 300 Gramm erhöht. Eine

Anweisung des Innenministeriums&nbsp;ermöglicht dem Stadtmagistrat&nbsp;gegen

„eigenmächtige Bierpreiserhöhungen mit aller Entschiedenheit“ vorzugehen.&nbsp;

1. März 1919 – Eine von Martin Segitz (SPD) geführte Regierung wird gebildet

München-Kreuzviertel * Nachdem am Tag zuvor beschlossen worden ist, dass die Einberufung

des Landtags auf unbestimmte Zeit verschoben wird, bestimmt der Rätekongress am Nachmittag

des 1. März die neuen Minister.         Der gemäßigte [!] Mehrheitssozialdemokrat Martin Segitz

wird Ministerpräsident und leitet zudem noch das Außen- und Innenministerium,    Ernst Niekisch

[SPD] ist zuständig für Unterricht und Kultus,     Fritz Endres [SPD] für Justiz,     Richard Scheid

[SPD] für militärische Angelegenheiten,   Joseph Simon [USPD] für Handel, Gewerbe und

Industrie,   Edgar Jaffé [USPD] für Finanzen,     Hans Unterleitner [USPD] für soziale
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Angelegenheiten und   Theodor Dirr [BBB] für Land- und Forstwirtschaft.     Der parteilose

Heinrich von Frauendorfer übernimmt das Verkehrsministerium.        Nun müssen nur noch die

betroffenen politischen Parteien ihren Mitgliedern die Annahme des Ministeramtes gestatten. 

28. September 1932 – Der Zwickelerlass regelt das öffentliche Baden

Berlin * Ein Erlass des preußischen Innenministeriums regelt das öffentliche Baden. Er wird auch

Zwickelerlass genannt, weil das Wort Zwickel [Stoffeinsatz im Schritt] häufig vorkommt. Der

Grund liegt in der immer knapper werdenden Badebekleidung der Frauen in den 1920er Jahren.  

      Paragraph 1 regelt demzufolge auch, dass das Baden in anstößiger Badekleidung verboten

ist.     Das Öffentliche Nacktbaden wird generell untersagt.     „Frauen dürfen öffentlich nur baden,

falls sie einen Badeanzug tragen, der Brust und Leib an der Vorderseite des Oberkörpers

vollständig bedeckt, unter den Armen fest anliegt sowie mit angeschnittenen Beinen und einem

Zwickel versehen ist. Der Rückenausschnitt des Badeanzugs darf nicht über das untere Ende der

Schulterblätter hinausgehen.“   „Männer dürfen öffentlich nur baden, falls sie wenigstens eine

Badehose tragen, die mit angeschnittenen Beinen und einem Zwickel versehen ist. In

sogenannten Familienbädern haben Männer einen Badeanzug zu tragen.“      Der

Zwickelerlass sorgt für große Heiterkeit in der Presse. 

30. Januar 1934 – Das Gesetz über den Neuaufbau des Reiches

München-Kreuzviertel * Der Freistaat Bayern geht mit dem Gesetz über den Neuaufbau des

Reiches unter.        Die Länderparlamente und die Hoheitsrechte der Länder werden aufgehoben.

  Die Länderregierungen werden zu Mittelbehörden des Reichs.    Die deutschen Länder dürfen

keine eigenen diplomatischen Vertretungen mehr unterhalten.    Reichsstatthalter Franz Xaver

Ritter von Epp untersteht der Dienstaufsicht des Reichsinnenministeriums.   Seine Aufgabe

besteht hauptsächlich in der schrittweisen Auflösung der politischen Selbstständigkeit Bayerns.    

 Als Epps Amtssitz wird das ehemalige Gebäude der Preußischen Gesandtschaft ausgewählt,

das inzwischen in den Besitz des Deutschen Reichs übergegangen war.

4. Dezember 1934 – In Karl Valentins Panoptikum wird eine Guillotine ausgestellt

München-Ludwigsvorstadt * In Karl Valentins „Panoptikum“ ist auch die Nachbildung der im

Gefängnis Stadelheim verwendeten Fallschwertmaschine [= Guillotine] ausgestellt. Der

Nachrichtergehilfe Donderer erklärt dem Publikum die Tötungsvorrichtung.    Nun fragt das
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Bayerische Justizministerium beim Innenministerium an, ob die Genehmigung der Darstellung der

Hinrichtung weiterhin aufrecht erhalten werden soll. Gleichzeitig wird ausgeführt, dass „der

bisherige Nachrichtergehilfe Donderer [...] künftig zur Vollstreckung von Todesurteilen nicht mehr

herangezogen werden" wird. Er wird wegen seiner Erklärertätigkeit im „Panoptikum“ aus dem

Staatsdienst entlassen. 

16. Februar 1935 – Keine Probleme mit der „Fallschwertmaschine“ in Valentins Panoptikum

München * Das Bayerische Innenministerium&nbsp;hat mit der Ausstellung der Nachbildung der

im Gefängnis Stadelheim&nbsp;genutzten „Fallschwertmaschine“ in Karl Valentins

Panoptikum&nbsp;keinerlei Probleme. Denn:    „Der unbefangene Besucher kommt bei der

Besichtigung dieser Hinrichtungsszene wohl nicht auf den Gedanken, dass die Darstellung genau

der Wirklichkeit entspricht, vielmehr hält er sie, wie auch die sonstigen Gegenstände des

Juxmuseums für ein Erzeugnis der verschrobenen Fantasie des Ausstellers Valentin.&nbsp;   

Durch ein Verbot dieser Hinrichtungsszene würden zweifellos mehr abträgliche Wirkungen

ausgelöst werden, als durch deren Weiterduldung.“&nbsp;

21. Juli 1936 – Warnung vor dem Zuzug nach München wegen Wohnungsknappheit

München * In den Münchner Neuesten Nachrichten erscheint ein Artikel, der wegen der

Wohnungsknappheit vor dem Zuzug nach München warnt. Im Reichsinnenministerium diskutiert

man einen Gesetzesentwurf für „eine Beschränkung unerwünschten Zuzugs“.

4. Oktober 1936 – Der Übertritt von Juden zum Christentum hat rassisch keine Bedeutung

Berlin * Der Übertritt von Juden zum Christentum hat laut Erlass des

Reichsinnenministeriums keine Bedeutung für die Rassenfrage.

9. Juni 1938 – Die evangelische Matthäuskirche soll umgehend abgerissen werden

München - München-Ludwigsvorstadt * Gegen 18:00 Uhr wird auf einer Besprechung im

Bayerischen Innenministerium dem Pfarrer Friedrich Loy mitgeteilt, dass die evangelische

Matthäuskirche umgehend abgerissen werden soll.  Um 22:00 berät die Kirchenverwaltung der

Matthäuskirche, unter welchen Bedingungen sie sich zum Abbruch der Kirche bereit erklären
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kann. 

10. Juni 1938 – Trotz Verhandlungen eine Abrissfirma beauftragt

München - München-Ludwigsvorstadt * Am Vormittag beschäftigt sich der Landeskirchenrat mit

den Abrissplanungen der Matthäuskirche und bestätigt und ergänzt die Beschlüsse der

Kirchenverwaltung der Matthäuskirche. In einer Besprechung im Innenministerium um 13 Uhr

werden die Beschlüsse dargelegt.  Am Abend wird die evangelische Gemeinde benachrichtigt,

dass das Innenministerium bereits eine Abrissfirma beauftragt hat. Die Abbrucharbeiten sollen

am 13. Juni beginnen. 

11. Juni 1938 – Landesbischof Meiser interveniert gegen den Abriss der Matthäuskirche

München-Ludwigsvorstadt * Der evangelische Landesbischof Dr. Hans Meiser interveniert am

Vormittag gegen den Abriss der evangelischen Matthäuskirche. Da Meiser unter den gegebenen

Umständen sich weiteren Verhandlungen verweigert, zieht das Innenministerium den Auftrag an

die Baufirma vorläufig zurück.   Um 16 Uhr erklärt sich Gauleiter Adolf Wagner bereit, auf die vom

Landeskirchenrat erarbeiteten Forderungen einzugehen. Als vorläufiger Versammlungsraum wird

der Matthäus-Kirchengemeinde der Weiße Saal in der ehemaligen Augustinerkirche, der

inzwischen zum Polizeipräsidium gehört, zugesichert. 

26. Februar 1987 – Peter Gauweilers Anti-Aids-Regelungen

München * Peter Gauweiler, CSU-Staatssekretär im bayerischen Innenministerium, setzt sich für

scharfe Anti-Aids-Regelungen in Bayern ein - mit Zwangstests für Prostituierte, Drogenabhängige

und angehende Beamte. Er bezeichnet an Aids erkrankte Personen als Aussätzige. 

19. Mai 1987 – Bayern beschließt einen Anti-Aids-Maßnahmenkatalog

München * Auf Betreiben von Peter Gauweiler, CSU-Staatssekretär im bayerischen

Innenministerium, beschließt Bayerns Regierung unter der Führung von Franz Josef Strauß einen

umstrittenen, bundesweit einmaligen Anti-Aids-Maßnahmenkatalog. Damit soll Bayern zum

Vorbild eines „europäischen Hygienekreises“ werden (Franz Josef Strauß). 
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8. April 2014 – Das Nacktbaden in der Stadt wird in 5 Bereichen zugelassen

München * Nachdem das Bayerische Innenministerium im Herbst 2013 die Badeverordnung hat

auslaufen lassen, endet in Bayern auch der darin enthaltene „Zwang zur Badekleidung“. Das

Münchner Kreisverwaltungsreferat will das Nacktbaden in der Stadt auf insgesamt fünf Bereiche

festschreiben. Das sind jene Orte, an denen der hüllenlose Bade- und Sonnengenuss auch

bisher schon erlaubt war und deren Adressen sich seit Jahren in diversen Reiseführern

wiederfinden.      Gerade die Nackerten im Englischen Garten sind - vor allem bei Besuchern aus

Ländern, in denen solche textilfreien Zonen als „unsittlich“ gelten - eine bekannte

Touristenattraktion. Und das sind die künftigen Nackerten-Paradiese:       Im Englischen

Garten auf der Schönfeldwiese hinterm Haus der Kunst, innerhalb des Ovals der Reitbahn. Die

sogenannte „Poebene“.    In der Schwabinger Bucht, zwischen Sulzbrücke und

Alte-Heide-Steg im nördlichen Teil des Englischen Gartens.   Am Ostufer der Isarinsel

Oberföhring.   Bei Maria Einsiedel im westlichen Hochwasserbett der Isar.   An der

Brudermühlbrücke im östlichen Hochwasserbett der Isar bis hinauf zur Braunauer

Eisenbahnbrücke.    Am Südufer des Feldmochinger Sees dürfen die Münchner auch künftig auf

ihre Badekleidung verzichten.    Und selbst am Flaucher, dem Nacktbadestrand Nummer Eins, an

dem bisher - sehr zur Verwunderung der Stadtpolitiker - Textilzwang bestand, dürfen jetzt offiziell

die letzten Hüllen fallen. 
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